
Wettbewerb - Schlüssel für 
wirtschaftlichen Aufschwung 

le CDU will in der deut- 
en    Wirtschaft    mehr 

ettbewerb durchsetzen 
Und so zur Schaffung von 

^hr Arbeitsplätzen bel- 
ogen. 

»Wir brauchen Signalefür 
ehr Marktwirtschaft und 

sa
en'ger Machtwirtschaft", 

§te    Präsidiumsmitglied 
"degard   Müller   bei   der 

Vorstellung des achten und 
letzten Wachstumspaketes 
im Rahmen des Projektes 
Wachstum. 

„Wettbewerb erhöht nicht 
nur die Freiheit, sondern 
auch Wachstum und Wohl- 
stand einer Gesellschaft," 
heißt esindem unterderLei- 
tung von Hildegard Müller 
erarbeiteten      Papier.     • 
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Wachstum Arbeit •Wohlstand 
Regionalkonferenz der CDU Deutschlands 

Vom 5. bis 7. Dezember 2004 
findet in Düsseldorf der 18. Par- 
teitag der CDU Deutschlands 
statt. Um diesen Parteitag und 
die Antragsberatung vorzube- 
reiten, wirddieCDU auch indie- 
sem Jahr mehrere Regionalkon- 
ferenzendurchführen.DerLeit- 
antrag, der das Ergebnis der 
Arbeit am „Projekt Wachstum" 

Regionalkonferenzen 

Datum Zeit 

Do. 07.10. 19.30-22.00 

Mo. 11.10. 19.00-21.30 

Di. 12.10. 19.30-22.00 

Fr. 22.10. 19.00-21.30 

Mo. 01.11. 19.30-22.00 

Do. 04.11. 19.30-22.00 

Fr. 05.11. 16.00-18:00 

widerspiegelt, wird am 4. Ok- 
tober im Bundesvorstand der 
CDU beraten und anschließend 
in die Partei gegeben. Das „Pro- 
jekt Wachstum" präsentiert auf 
acht Arbeitsfeldern konkrete 
Strategien, wie wir in Deutsch- 
land wieder mehr Wachstum 
und damit Arbeitsplätze schaf- 
fen können. 
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Projekt Wachstum 

•Das CDU-Präsidiumsmit- 
g'iedkritisierte, der Wettbe- 
werb friste unter der Bun- 
desregierung ein Schatten- 
dasein. Wettbewerbsverzer- 
rende Maßnahmen wie Sub- 
ventionen müssten entwe- 
der zeitlich begrenzt oder 
abgeschafft werden. CDU- 
Generalsekretär Laurenz 
Meyer sagte, Liberalisie- 
rur>gsschübe lösten Wachs- 
am aus. Deutschland sei in 
den neunziger Jahren bei der 

Regulierung im Post- und 
Te|ekommunikationsmarkt 
v°rreiter gewesen. Durch 
d'e verfehlte Wirtschaftspo- 
il|k von Rot-Grün sei das 
Land zurückgefallen. 

Müller verwies darauf, 
dass nach Ansicht der CDU 
n^r die prinzipiell hoheitli- 
Cnen  Aufgaben  vom  Staat 

wahrgenommen werden soll- 
ten. Es müssten mehr öffent- 
liche Leistungen auf Bundes- 
und kommunaler Ebene pri- 
vatisiert werden. Da gebe es 
ein „großes Potenzial". Wett- 
bewerb sei die Vorausset- 
zung für Fortschritt und 
Wohlstand. Der Energie- 

markt sei ein Beispiel für ei- 
nen monopolisierten Markt, 
sagte Müller. Nur fünf Pro- 
zent aller Haushalte hätten 
aus unterschiedlichen Grün- 
den den Energieanbieter ge- 
wechselt. Wirtschaftsmini- 
ster Wolfgang Clement sei 
nicht an mehr Wettbewerb 
interessiert. Bei der Bahn kri- 

tisierte Müller, dass das Ziel 
„Mehr Wettbewerb auf der 
Schiene" nicht umgesetzt 
worden sei. Zehn Jahre nach 
der   Privatisierung   sei   die 

Bahn immer noch ein Sanie- 
rungsfall. Die Marktöffnung 

vollziehe sich zu langsam. Die 
CDU-Politikerin sprach sich 

für einen „diskriminierungs- 
freien Zugang" für Netzbe- 
werber aus. Außerdem for- 
derte sie die Ausschreibung 
von „rentablen Strecken." 

Mit dem achten Wachs- 
tumspaket komplettiert die 
CDU die im Rahmen des 
Wachstumsprojektes erar- 
beiteten Wachstumsschwer- 
punkte, die der Bundesvor- 
stand auf seiner Frühjahrs- 
klausur identifiziert hatte. 
DieArbeitsergebnissesindin 
den Leitantrag des Bundes- 
vorstands an den Parteitag 
im Dezember eingeflossen. 
Zuvor wird der Leitantrag auf 
sieben Regionalkonferenzen 
der Partei diskutiert. 

VIRTUELLE REGIONALKONFERENZ IM CDUNET 

parallel zu den Regional- 

^nferenzen wird der Leit- 
antrag des Bundesvorstan- 

ds auch im internen Mit- 
gliedernetz diskutiert. Wie 
bere'ts im Vorfeld vergan- 
gener Parteitage haben da- 
mit auch Mitglieder, die 
n'cht an den Regionalkon- 
erenzen teilnehmen kön- 

nen. die Chance, ihre Mei- 

"Ung einzubringen. 
.Ie Ergebnisse der Diskus- 
sen werden dann auf- 
weitet und den Delegier- 

ten des Par- 
teitages in 
Düsseldorf 

zur Verfü- 
gung ge- 
stellt. So 
können sich 
auch die De- 

legierten, die 
nicht regel- 
mäßig im CDUnet arbei- 
ten, ein Bild über die Stim- 
mungslage an der „elektro- 
nischen Basis" der Partei 
machen.  Vielleicht  findet 

. J 
der ein oder andere auch 
ein überzeugendes Argu- 
ment, das ihn bei der per- 
sönlichen Entscheidungs- 
findung unterstützt. 
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Kommunalwahlen in  Nordrhein-Westfalen 

CDU stärker als Rot-Grün zusammen 
Angela Merkel sieht nach 
der gewonnenen Kommu- 
nalwahl an Rhein und Ruhr 
eine „eindeutige Perspek- 
tive für einen Regierungs- 
wechsel in Schleswig-Hol- 
stein und Nordrhein-West- 
falen" bei den Landtags- 
wahlen im kommenden Jahr. 

Das Wahlergebnis in 
Nordrhein-Westfalen hätte 

den 1999 begonnenen politi- 
schen Zeitenwechsel im ehe- 
maligen Stammland der SPD 
bestätigt, erklärte die Vor- 

Angela Merkel 

sitzende der CDU Deutsch- 
lands. Mit dem zweitbesten 

Kommunalwahlergebnis in 
NRW seit einem Vierteljahr- 

hundert sei die CDU nun- 
mehr dauerhaft zur großen 
Kommunalpartei des Landes 
geworden. Die Union hätte 
mehr Wählerzustimmung als 
Rot und Grün zusammen er- 

rungen und erreiche mit der 
FDP eine absolute Mehrheit 
der Stimmen. Das Funda- 
ment für einen Wahlerfolg 
bei den Landtagswahlen im 
Mai nächstenjahressei damit 

grundsolide. Die Union habe 

LAURENZ MEYER: DESASTER FÜR DIE SPD 

In Münteferings Heimat- 
land Nordrhein-Westfa- 

len haben die Wähler der 
SPD erneut eine Ohrfeige 
verpasst. Die CDU ist an 
Rhein und Ruhr alleine 
stärker als Rot und Grün 
zusammen. Am Ende des 
„Superwahljahrs 2004" 
zeigt das heutige Ergeb- 
nis: Die Regierenden von 
Berlin und Düsseldorf ha- 
ben das Vertrauen der 
Menschen verloren. 

Die Bürger in Nordrhein- 
Westfalen wissen, dass die 

CDU am besten die Pro- 
bleme der Menschen in den 
Ländern und vor Ort löst - 
für Steinbrück, Müntefering 

Laurenz Meyer 

und Schröder ist 
das Ergebnis ein 
klaresMisstrauens- 

votum. 
NRW bleibt flä- 

chendeckend 

schwarz,  der  Erd- 
rutsch der vergan- 
gen      Kommunal- 
wahl hat sich verfestigt-das 

ist   eine   exzellente   Aus- 
gangsbasisfürdie Landtags- 
wahl im kommendenjahr. 

15 Wahlen hatdieSPDin 

diesem Jahr verloren. Seit 
den Kommunalwahlen in 

NRW sollte Franz Müntefe- 
ring begriffen haben: Eine 
ehrliche Bewertung von 
Wahlergebnissen zahlt sich 

aus; das Schönre- 
den selbst katas- 
trophalster Ergeb- 

nisse verstärkt den 
Vertrauensverlust 

der Wähler in die 
Glaubwürdigkeit 

von Politik. 
Zum Abschluss 

des „Superwahljahrs" 2004 
zeigt sich: Die CDU ist die 
einzige Partei, die in Ost und 

West, in Nord und Süd, W 
Städten wie in den Flächen- 
ländern Wahlen gewinnen 

kann. Dieses Vertrauen der 
Menschen bedeutet für die 

Union eine Ermutigung für 

die zweite Hälfte der Legis- 

laturperiode. 
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a"eChancenauf den Wechsel 
~ ein Wechsel, derfürdie Bür- 
ger in Nordrhein-Westfalen 
die Hoffnung auf ein Wieder- 
erstarken ihres Bundeslan- 
des bedeute. Angela Merkel 
unterstrich, dass die CDU die 
perspektive für den Regie- 
rungswechsel in Nordrhein- 
Westfalen und bei den Wah- 
len in Schleswig-Holstein 
durch eine klare Politik für 
mehr Wachstum und Be- 
schäftigung in Deutschland 
Ur|termauern werde. „Denn 
das Vertrauen der Menschen 
w°Hen wir behalten", bekräf- 
t'gte die Partei- und Frakti- 
Or|svorsitzende. 

Die Vorsitzende verwies 
bei der Analyse der Kommu- 
na|walen in NRW darauf, 
dass die Sozialdemokraten 

jjuf den niedrigsten Stand 
er Landesgeschichte abge- 

sunken seien. Die von der 
SPD; 
de 

ausgerufene Trendwen- 
sei beendet", bevor sie 

ut,erhaupt begonnen habe. 

STIMM 

Auch   die   Kommunalwahl 

'n     Nordrhein-Westfalen 
JJat  nach  Auffassung  der 
Senioren-Union   der   CDU 
DeiJtschlands gezeigt, dass 
~~So der Bundesvorsitzende 

Otto Wulff-„die Stimmen 
er älteren Generation für 
le Union überlebenswich- 
8 sind." Dies sei auch im 
llck auf die Landtagswahl 

Jürgen Rüttgers 

Das Vertrauen der Wähler in 
die SPD sei auch in den 
ehemaligen Hochburgen 

nicht zurückgekehrt, insbe- 
sondere auch nicht im Ruhr- 
gebiet, wo die Zustimmung 
zur SPD erstmalig auf unter 
40 % gesunken sei. „Damit 
ist zugleich klar: Die realen 

Misserfolge der rot-grünen 
Politik in den Kommunen, im 
Land und im Bund lassen sich 
auch mit Hilfe aller medialen 
Ablenkungsmanöver nicht 
verdecken," sagte Angela 
Merkel. 

Jürgen Rüttgers wertete 
das Abschneiden der CDU 
als Signal für einen Politik- 
wechsel bei der Landtags- 
wahl in acht Monaten. Der 
Vorsitzende der nordrhein- 
westfälischen CDU beton- 
te, dass die SPD sich nicht 

von der „verheerenden Nie- 
derlage" von vor fünf Jahren 
habe erholen können. „Die 
Wahl hat deutlich gemacht, 

dass es das 'sozialdemo- 
kratische Stammland NRW' 
nicht mehr gibt," fügte 
Rüttgers hinzu. Das Ergeb- 
nis der Kommunalwahl be- 
inhalte auch ein bundespo- 
litisches Signal, sagte Rütt- 
gers. Der Kurs der CDU, 
wirtschaftliche Vernunft und 
soziale Sicherheit in Ein- 
klang zu bringen, sei be- 
stätigt worden. 

www.cdunet.de 
-> Infos -> Wahlen 
& Analysen 

TEREN WERDEN IMMER WICHTIGER 

im Mai 2005 zu beachten. 
Wulff: „Ohne einen deutli- 

chen Stimmenüberhang in 
der Generation der über 
60jährigen ist ein Macht- 

wechsel illusorisch." 
In der 50.000-Einwoh- 

ner-Stadt Monheim, bis 
1999 eine SPD-Hochburg 
zwischen Köln und Düssel- 
dorf, brachten die gleichzei- 

tig durchgeführten Seni- 
orenbeirats-Wahlen ein be- 
zeichnendes Ergebnis: Die 
Senioren-Union, die erst- 
mals mit einereigenen Liste 
antrat, erreichte bei den 
Wahlberechtigten über 55 
aus dem Stand ein Ergebnis 
von 46,1 Prozent, während 
die SPD-AG 60plus nur 30 
Prozent erreichte. 
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Saarland: 

Ministerpräsident Müller wieder gewählt 
Knapp vier Wochen nach 
der erfolgreichen Land- 
tagswahl im Saarland ist 
Peter Müller in der kons- 
tituierenden Sitzung des 
neuen Landtags zum Mi- 
nisterpräsidenten wieder 
gewählt und vereidigt wor- 

den. 
Bei der Vorstellung sei- 

ner neuen Regierungsmann- 
schaft teilte der alte und 
neue Ministerpräsident mit, 

dass er das Kabinett ver- 
kleinern werde. Kern der 
Neugliederung ist die Auflö- 
sung eines eigenständigen 
Justizministeriums und der 
Neuzuschnitt des Sozialmi- 
nisteriums. Deren bisheri- 
ge Ressortchefinnen Regina 
Görner und Ingeborg Spoer- 

hase-Eisel werden aus der 
Landesregierung ausschei- 
den. Der bisherige Gesund- 
heitsstaatssekretär Josef 

Hecken übernimmt ein neu 
zugeschnittenes Ressort für 
Gesundheit, Soziales und Jus- 

tiz. Gleichzeitig wird das In- 
nenministerium von Anne- 
gret Kramp-Karrenbauer um 
die Bereiche Familien und 

Frauen erweitert. Das Wirt- 
schaftsministerium erhält 

die Zuständigkeit für die Ar- 
beitspolitik, die zuvor im So- 
zialressort angesiedelt war. 
Als Minister ist Hanspeter 

Georgi vorgesehen. DerChef 

der Staatskanzlei, Karl Rau- 
ber, erhält zusätzlich das 
Amt des Ministers für Bun- 
des- und Europaangelegen- 
heiten. Finanzminister und 
stellvertretender Regierungs- 

chef bleibt Peter Jacoby. 
Außerdem werden Bildungs- 

minister Jürgen Schreier, 
Umweltminister Stefan 

Mörsdorf und Staatsse- 
kretärin Monika Beck als Be- 
vollmächtigte des Saarlan- 
des beim Bund wieder beru- 
fen. Bis auf den parteilosen 

Mörsdorf gehören alle Kabi- 
nettsmitlieder der CDU an. 

Mit sechs Ministerien ha- 
be das Saarland nun die 
kleinste Landesregierung 
Deutschlands, betonte Peter 
Müller. Zudem führten ge- 
plante Reduzierungen von 

Abteilungen in der Landes- 
verwaltung zu „Synergieef- 

fekten". Die Summe der Ein- 
sparungen konnteder Regie- 
rungschef noch nicht exakt 
beziffern, da die Zuordnung 
der einzelnen Aufgaben zu 
den Ressorts noch nicht end- 

gültig entschieden sei. 
Zuvor hatte der neu kons- 

tituierte Landtag seine Ar- 
beitaufgenommen. Zum Prä- 

sidenten des saarländischen 

Landtags wurde Hans Ley 
wieder gewählt. Anschließ' 
end stand die Anpassungdes 

Landtags-Gesetzes und der 
Geschäftsordnung an, nach- 
dem sich durch die Rückkehr 
der Grünen und der FDP ir>s 

Saar-Parlament die Zahl der 

Fraktionen auf vier verdop' 

pelt hat. 
Ministerpräsident Peter 

Müllerzeigt sich Zuversicht' 

lieh, „mit neuer Mannscha' 
und  neuem  Schwung" d> 
schwierigen    Herausforde' 

rungen für das Saarland |fl 

den nächsten Jahren zu bc 
wältigen.  Die  Bürgerinner1 

und Bürger hätten der ße' 
gierung mit dem  Ergebn' 
der   Landtagswahl   sowoh 

Anerkennung für die gele'5 

tete Arbeit der  letzte ^e' 
gislaturperiode als auch e 

nen   eindrucksvollen   ve 

trauensbeweis für die an 

stehenden Jahre ausgespr° 

chen. 
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Menschenrechte 

Schlimmer Ausrutscher Verheugens 
*u den Folteräußerungen 
des EU-Kommissars Ver- 
fugen und zur Position 
der Bundesregierung er- 

härte Armin Laschet: 
Die Aussage des EU-Er- 

weiterungskommissars Ver- 
fugen, er sei „sehr glück- 
licr>", dass die Türkei „nicht 

systematisch foltert", und 
Seine Empfehlung, jetzt Bei- 
trjttsverhandlungen aufzu- 
nehmen, sind ein schlimmer 
Ausrutscher. Folter ist mit 
er> EU-Prinzipien nicht ver- 

e,nbar. Wer jetzt zwischen 
••Folter" und „systematischer 
olter" unterscheidet, macht 

nicnt einmal mehr den Ver- 

geh, seine Parteilichkeit in 
er Frage eines Türkei-Bei- 
ntts zu verstecken. Es ist ab- 

Armin Laschet MdEP 

surd, den „Ehebruchspara- 
graphen" höher zu bewerten 
als Folterberichte, die von 

amnesty international und 
der „Turkish Human Rights 
Association" vor der EVP- 
ED-Fraktion erneut bestätigt 
wurden. Die CDU ist dage- 

gen, Verhandlungen für ei- 

nen EU-Beitritt mit einem 

Partner aufzunehmen, in des- 
sen Land gefoltert wird, sys- 
tematisch oder unsystema- 
tisch. Auf dieses Prinzip hat 
man bei allen bisherigen Er- 

weiterungsrunden geachtet. 
Die Türkei darf keine Sonder- 
rechte erhalten. 

Die Bundesregierung muss 
sich von den Folteräuße- 

rungen Verheugensdistanzie- 
ren. Wir erwarten, dass der 
Bundeskanzler sich vor dem 
entscheidenden EU-Gipfel und 
vor einer Entscheidung über 
die Aufnahme von Beitritts- 
verhandlungen genauso in- 
tensiv mit den Foltervorwür- 

fen von Menschrechtsorgani- 
sationen befasst wie mit dem 
Ehebruchparagraphen. 

KINDERSOLDATEN - KINDER OHNE KINDHEIT 

Ar>lässlich der Vorstellung 
des Beschlusses des CDU- 

^undesfachausschusses 
lnternationale Zusam- 
menarbeit und Menschen- 
recr|te „Neue Initiativen 
Segen den Missbrauch von 
*'ndern als Soldaten" er- 

härten der Ausschussvor- 
s,t*ende, Armin Laschet, 
Und die zuständigen Aus- 

^ussmitglieder, Sieg- 
***** Helias und Erika 
Reinhardt: 

lr> vielen Ländern werden 
lnder und Jugendliche als 

Soldaten rekrutiert und zu 

Folterungen und Tötungen 
gezwungen. Insbesondere 

Mädchen werden zudem 
Opfer sexuellen Miss- 
brauchs. Allein in den letzen 
10 Jahren sind mehr als zwei 
Millionen Kinder durch be- 
waffnete Konflikte ums Le- 
ben gekommen und sechs 
Millionen zu Invaliden ge- 
worden. Häufig werden die 

Kinderdurch Drogen gefügig 
gemacht. Auch Folter, Miss- 
handlungen und Hinrichtun- 
gen sind auf der Tagesord- 

nung. Wenn ein Land Kinder 

als Soldaten missbraucht, 
muss dies Konsequenzen ha- 
ben. Notwendig sind neben 
diplomatischem Druck ab- 
gestufte Maßnahmen, z.B. 
das Einfrieren der Mittel für 
die Entwicklungszusammen- 
arbeit oder Einreiseverbote 
für Angehörige von Kriegs- 
parteien, die Kinder als Sol- 
daten missbrauchen. Nötig 
ist auch, Programme zur De- 
mobilisierung und Reinte- 

gration von Kindersoldaten 
zu fördern. 
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Europa-Politik 

Merkel trifft Chirac 
Angela Merkel hat bei 
Frankreichs Staatschef 
Jacques Chirac persönlich 

für ihr Konzept einer „pri- 
vilegierten Partnerschaft" 
zwischen der Europäischen 

Union und der Türkei an- 
stelle einer EU-Aufnahme 
Ankaras geworben. 

Nach dem gut einstün- 
digen Gespräch im Pariser 
Elysee-Palast zeigte sich die 
deutsche Oppositionsführe- 
rin erfreut über den „sehr 
lebhaften und sehr inte- 
ressanten" Gedankenaus- 
tausch. Die Haltung Chiracs 
- der für einen EU-Beitritt 

der Türkei auf lange Sicht 
eintritt - sei bekannt, räum- 
te Merkel ein. Es sei aber 

„wichtig, sich im Vorfeld 
größerer Entscheidungen 
auszutauschen", sagte Mer- 

kel. 
Auf der Gesprächsagen- 

da stand außerdem die Zu- 
kunft der Europäischen Union 

Jacques Chirac empfängt Angela Merkel 

und die EU-Verfassung. 
Die CDU-Vorsitzende und 

der französische Staatsprä- 
sident stimmten darin über- 

ein, dass der Verfassungs- 
text angenommen werden 

müsse. 
In der Wochenzeitung 

„Die Zeit" verteidigte die 

Vorsitzende der CDU 
Deutschlands und der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion ihr 

Konzept einer „privilegier- 
ten Partnerschaft". Sie be- 
fürworte „spezielle Bezie- 
hungen zur Türkei, aber die 

volle Integration des Landes 
in alle europäischen Institu- 

tionen halte ich zum jetzige^ 
Zeitpunkt für schwierig", er- 

klärte sie. Beim Beitritt der 
Türkei gehe es um das 
Selbstverständnis der EU- 
„Wir müssen uns - selbst bei 
formaler Erfüllung des Groß' 

teils der Kopenhagener Kri' 

terien durch die Türkei -fra' 
gen, ob wir selbst die Krat 
haben, zugleich die Vertie' 
fung der Union voranzutrei' 

ben und weitere Mitglied5' 

Staaten aufzunehmen." 

DIE GRÜNEN - REGIERUNGSPARTEI OHNE VERANTWORTUNG? 

schlossen. Die Dokumenta- 
tion „Die Regierungstätig- 
keit der Grünen" zeigt: Die 
Grünen machen dieselbe 
schlechte PolitikwiedieSPD- 

Die Broschüre steht a's 

PDF-Dokument unter 
www.cdunet.de zu Down- 
load zur Verfügung. 

Obwohl die Grünen mit der 
SPD gemeinsam die Verant- 
wortung im Bund tragen, 
können sich die Grünen vom 
Negativtrend der SPD abset- 
zen. Während ihr Koalitions- 
partner in der größten Krise 
der Nachkriegszeit steckt 
und bei der Landtagswahl in 

Sachsen sogar unter die 
10-Prozent-Marke absackte, 
wachsen die Stimmenanteile 
der Grünen. Dies ist schwer 
nachzuvollziehen: Kein Pro- 
jekt, das die rot-grüne Koali- 
tion seit der letzten Bundes- 
tagswahl angestoßen hat, 
wurde ohne die Grünen be- 
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Senioren-Union 

Bundesregierung „spart" einma 
mehr bei den Alten 

A"f   scharfe   Kritik   der 
senioren-Union der CDU 
Deutschlands ist die Ent- 
scheidung der SPD-geführ- 
ten  Bundesregierung ge- 
stoßen, die Förderung des 

Putschen   Zentrums   für 
^'ternsforschung   (DZFA) 
ln Heidelberg zum neuen 
•khr komplett einzustellen. 

»Es   ist   unfaßbar,   dass 
ausrechnet in Zeiten eines 
Massiven demographischen 
Handels,   der   die   Gesell- 
schaft vor nie gekannte Her- 
a>Jsforderungen stellt.ein ta- 

xational anerkanntes wis- 
senschaftliches Institut mit 
eiriem Federstrich platt ge- 
dacht werden soll", sagte 
er Bundesvorsitzende der 
DlJ-Senioren-Organisation, 

^to Wulff. „Der Rückzug 
es Bundes aus der insti- 
utionellen Förderung eines 
0rschungsinstitutes,    das 
enweltweiten Ruf derdeut- 

j>chen Alternsforschung erst 

gründet hat, ist ein Skan- 
al> der einmal mehr zeigt, 
ass diese Bundesregierung 

lrnrner zuerst bei den Anlie- 
8en der älteren Generation 
sPart." 

,  'n   „besonderer   Hohn" 

*e'es, so Wulff, dass die Ent- 
cheidung ausgerechnet das 
entrum     für    Alternsfor- 

schung treffe, das in den ver- 
gangenen Jahren in kaum 
vergleichbarer Weise seine 

Mittel mit außerordentlicher 
Effizienz eingesetzt habe. 
Gerade erst sei es dem Zen- 
trum aufgrund seines ho- 
hen wissenschaftlichen An- 
sehens und einer ebenso ho- 
hen Praxisrelevanz gelun- 
gen, für die nächsten fünf 
Jahre zusätzliche Drittmittel 

in Höhe von drei Millionen 
Euro zum erstmaligen Auf- 
bau von Nachwuchsgruppen 
im Bereich der biologischen 
Alternsforschung einzuwer- 
ben. Wulff: „Gerade in Zei- 
ten, in denen der Bund auf- 
grund der knappen Kassen- 
lage mehr denn je auf einen 
möglichst effizienten Einsatz 
der knappen Ressourcen be- 
dacht sein müßte, ist der 
Ausstieg aus der Förderung 

besonders unverständlich." 
Das seit 1995 bestehende 
Deutsche Zentrum für Al- 
ternsforschung (DZFA) mit 
Abteilungen für Entwick- 
lungsforschung, soziale und 

ökonomische Gerontologie 
und Epidemiologie hat im 
Bereich der institutionellen 
Förderung (je 50 Prozent 
Bund und Land Baden-Würt- 
temberg)ein Haushaltsvolu- 
men von 2,086 Millionen 

Euro. An Drittmittelnfließen 
ihm 1,275 Millionen Euro zu, 

was einer Drittmittelquote 
von 61 Prozent entspricht. 

SERVICEPUNKT 

Aktuelle Analysen auf 
der Homepage der 
CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion 

• Verschiebung des 
außenpolitischen 

Koordinantensystems 
Zwischenbilanz der rot- 
grünen Außenpolitik in 
der 15. Wahlperiode 

• Zehn gute Gründe ge- 
gen die Bürgerversiche- 
rung 

Beide Papiere stehen 

aufwww.cducsu.de als 
PDF-Dokument zum 
Download bereit. 
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Scheibchenweise zum 
Schuldenrekord 

Erklärung zu den Meldun- 
gen über eine voraussicht- 
lich noch größere Lücke im 
Bundeshaushalt 2004: 

Hans Eichel stolpert 
scheibchenweise zum Schul- 

denrekord. Schon vor eini- 
gen Monaten hat die Bun- 
desregierung einräumen 
müssen, dass sie die plan- 
mäßige Nettokreditaufnah- 

me von 29,3 Mrd. € nicht 
wird halten können. Es wür- 
den wohl etwa 40 Mrd. € wer- 

den, hieß es. Wenn Hans Ei- 
chel jetzt schon einräumt, 
dass es noch mehr neue 
Schulden in diesem Jahr ge- 

ben wird, muss man ange- 
sichts der Vernebelungstak- 

tik der vergangenen Jahre 
darauf schließen, dass ihm 
demnächst das Geld, sprich 
diehaushaltsmäßigen Kredi- 

termächtigungen ausgehen! 
Diese Hinhaltetaktik.die- 

ses scheibchenweise Einräu- 
men einer Wahrheit, die - 
außer ihm - fast schon jeder 
kennt, beschädigt zuneh- 
mend das Vertrauen der Bür- 

ger und der Unternehmen in 

die Politik. 
Wieder einmal entpuppt 

sich Hans Eichel als williger 

Jongleur temporärer und se- 
lektiver Wahrheit. Entgegen 

seiner ursprünglichen Pla- 
nung,  den  Nachtragshaus- 

Dietrich Austermann 

halt 2004 erst im November 
vorzulegen, sieht er sich of- 
fenbar gezwungen, dass 
Schwurhändchen schon ein 
paar Wochen früher zu he- 
ben, um überhaupt über die 
Runden kommen zu können. 

Dietrich Austermann ist 
der haushaltspolitische Frak- 

tionssprecher. 

Tanktourismus 
verhindern-Öko- 
Steuer ist Jobkiller 

Stellungnahme anlässlich 
einer kleinen Anfrage nach 
Maßnahmen zur Reduzie- 
rungder Kraftstoff- und En- 
ergieverteuerung: 

Die politisch motivierte 
Energieverteuerung schadet 

Deutschland. Als sichtbar- 
stes Zeichen führt der zu- 
nehmende Tanktourismus 

zu einem Steuerausfall der 
Mineralölsteuer von ca. ei- 
ner Milliarde Euro im Jahr. 
Über 300 Tankstellen muss- 

ten bundesweit bereits 

schließen, viele davon mit- 
telständische Existenzen. 

Nach Angaben der Mine- 

ralölwirtschaft sind etwa 
1000 weitere Tankstellen 
und ca. 5000 Arbeitsplätze 

bedroht. Nach einer Studie 
der Universität Leipzig ha- 
ben die deutschen Tankstel- 

len im grenznahen Raum in1 

Jahr 2003 über zwei Millia1" 
den Liter Kraftstoff weniger 
verkauft als 1999. Die Anhe- 

bung der Ökosteuer bewirb 

das Gegenteil von dem, was 
sie erreichen sollte: Der 
Staat nimmt nicht mehr.son- 
dern weniger Steuern ein- 
Sie hat ihr Ziel klar verfehlt- 

Die CDU/CSU-Bundes- 

tagsfraktion hat die Bundes- 
regierung in einer Kleinen 
Anfrage nach Maßnahmen 

zur Reduzierung der Kraft 
Stoff- und Energieverteue- 

rung in Deutschland befrag 
Das oft benutzte Argu; 

ment: Europarechtlich sel 

keine Lösung möglich, g1 

nicht mehr. Gerade wurde 
bekannt, dass die Europa1' 
sehe Kommission einen Vor 
schlag Frankreichs zur Ne^' 
regelung der Kraftstoff^' 
steuerungdem europäische 

Rat zum Beschluss empfelr 

len wird. Frankreich hatte 
am 16. Juni 2004 bei der Eu- 

ropäischen Kommission b 
antragt, den regionalen Gj 
bietskörperschaften die 

fugnis   zu   erteilen,   se 
Ibst 
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nael Stübgen Michael Kretschmer 

uber eine Ermäßigung der 
Kraftstoffsteuern   zu   ent- 
Scheiden.   Diese   bis   Ende 
*°U   befristete   Regelung 
s°" nach den Vorstellungen 

rankreichs  je   nach   wirt- 

schaftlicher Leistungsfähig- 
st regional gestaffelt sein. 

Das ist ein interessanter 
Vorstoß, der das Bemühen 
*e'gt, regionale  Besonder- 

sten  zu   berücksichtigen, 
gerade in Anbetracht der ak- 
uellen Diskussion zu unter- 

niedlichen Lebensverhält- 
nissen in Deutschland und 
er Frage, mit welchen Ins- 
rurnentenderAngleichungs- 

£r°zess   stimuliert  werden 
*ann.  Die   Untätigkeit  der 

undesregierung muss ein 
nde haben. Sie muss Vor- 
läge zur konkurrenzfähi- 

gen Besteuerung von Ener- 

*'e unterbreiten. Tanktou- 
Jj^Us darf sich nicht mehr 

der Europäischen 
Union, Michael 
Kretschmer     ist 

Berichterstatter 
der CDU/CSU- 

Bundestagsfrak- 
tion für Fragen 

der EU-Erweite- 
rung und der 
Grenzregionen. 

Ste 

nen. Die 18 Cent Öko- 
Uerje Liter Normalbenzin 

lnd ein Jobkiller. 
Michael Stübgen ist Ob- 

jj^n der CDU/CSU-Bun- 

s
estagsfraktion    im    Aus- 

Uss für Angelegenheiten 

Union präsentiert 
Gegenentwurf zu 
Schilys Zentrali- 
sierungsideen 

Erklärung zu den Plänen 

von Bundesinnenminister 
Otto Schily, die Sicher- 
heitsbehörden weitestge- 
hend zu zentralisieren: 

Die von Bundesinnenmi- 
nister   Schily   angestrebte 
Stärkung des BKAs und des 
Bundesamtes    für    Verfas- 
sungsschutz auf Kosten der 
Länder führt zu keinem Si- 
cherheitsgewinn und isteher 
kontraproduktiv.  Die föde- 
rale und dezentrale Struktur 

der Sicherheitsbehörden hat 
sich grundsätzlich bewährt. 
Problematisch 
sind der mangel- 
hafte    Informati- 

onsaustauschund 
die  unzureichen- 

de   Koordination 
der      einzelnen 
Maßnahmen zwi- 
schen den für die 

Bekämpfung    des     Hartmut Koschyk 

islamistischen Terrorismus 
und Extremismus zuständi- 
gen Bundes- und Landes- 
behörden. 

Dies führte u.a. dazu, dass 
die Hamburger Terrorzelle 
deutschen und amerikani- 
schen Sicherheitsbehörden 
bereits 1999 bekannt war, 
aber die Gefährlichkeit auf- 
grund der nicht erfolgten 
Zusammenführung aller In- 

formationen nicht erkannt 
wurde und zwei Terroristen- 
prozesse aufgrund unzurei- 
chender Zusammenarbeit 

der Sicherheitsbehörden 
„platzten". 

Die CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion fordert deshalb 
die Schaffung eines gemein- 
samen Zentrums zur Terror- 

ismusbekämpfung(GZT)und 
die Errichtung einer gemein- 
samen Datei der deutschen 
Sicherheitsbehörden zur Be- 
obachtung und Bekämpfung 
des islamistischen Extremis- 

mus und Terrorismus. Die 
CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion wird einen entsprechen- 

den An-traginden Bundestag 
einbringen. 

Clemens Binninger 
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In diesem Zentrum sol- 
len die Erkenntnisse der für 

die Bekämpfung der islami- 
stischen Terrorismus und 
Extremismus zuständigen 
Bundes- und Landesbehör- 
den gebündelt und alle 
Maßnahmen koordiniert 
werden. Das Zentrum soll 

Zentralstelle für Informati- 
onsaustausch und Informa- 
tionsanalyse sein und soll 
über ein rund um die Uhr be- 
setztes Lagezentrum verfü- 
gen. Das Zentrum soll alle 
polizeilichen und nachrich- 
tendienstlichen Ermittlun- 

gen unterstützen und bei 
der Koordination von Ein- 
sätzen und Überwachungs- 
maßnahmen mitwirken. 

Darüber hinaus fordern 
wir eine gemeinsame Daten- 

bank aller 37 mit der Terro- 
rismusbekämpfung befas- 
sten Behörden,eineconditio 

sine qua non für die erfolg- 
reiche Bekämpfung des Ter- 

rorismus. 
Dies ist ein erster Schritt 

zu einer wirksamen und er- 
folgreichen Terrorismusbe- 
kämpfung und Vorausset- 
zung für eine kooperative 
föderale Sicherheitsarchi- 

tektur, in der regional und 
überregional vertrauens- 
voll undeffektivzusammen- 

gearbeitet werden wird. 
Hartmut Koschyk ist der 

innenpolitische Sprecher 
der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion,  Clemens  Binnin- 

ger ist der für Terrorismus- 
bekämpfung zuständige Be- 
richterstatter. 

Moderne Laden- 
schlussregeln für 

mündige Bürgerund 
Einzelhändler 

Stellungnahme zur Bundes- 
rats-Initiative zum Laden- 

schluss: 
Selbst wenn eine Liberali- 

sierung des Ladenschlusses 
nicht sofort und automa- 
tisch zu einem Anstieg von 
Absatz und Beschäftigung 
führt, so wird damit doch ein 
wichtiger Beitrag für mehr 
Flexibilität im wirtschaftli- 
chen und gesellschaftlichen 
Leben verbunden sein, der 
für Verbraucher, Arbeitneh- 

mer und Einzelhändler glei- 
chermaßen von Vorteil ist. 

Mit einer Freigabe der 
Öffnungszeiten von Montag 
bis Samstag, wie sie von der 
CDU/CSU-Bundestagsfrak- 

tion seit langem gefordert 
wird, würde der Einzelhandel 
endlich in die Lage versetzt, 
den tatsächlichen Wünschen 
der Konsumenten Rechnung 
zu tragen. Für die Arbeitneh- 
mer würde das Spektrum an 
Arbeitszeit-Möglichkeiten 

erweitert und damit lebens- 
nahe Lösungen des Arbeits- 

marktes erleichtert. 
Die Protestargumenteder 

Gewerkschaften sind faden- 

Hartmut Schauerte 

scheinig und an den Haaren 
herbeigezogen. Der ArbeitS' 
schütz der Arbeitnehme'' 

wird schon heute nicht mer"" 
durch die antiquierten La' 
denschlussregeln, sondern 
durch das Arbeitszeitgesetz 

und tarifrechtliche Regelun- 
gen gesichert. Eine Freigab 
der Öffnungszeiten v°n 

Montag bis Samstag gefäh1" 
det keine Arbeitsplätze, son' 
dem macht sie im Gegentei 
sicherer, weil gerade der mi 

telständische Einzelhande 
dadurch besserauf die beste- 

hende Konkurrenz durch ln' 
ternethandel reagieren kann 

und bestehende Wettbe- 

werbsverzerrungen gege 

über Tankstellen oder öe 

Schäften in Bahnhöfen ^ 
Flughäfen beseitigt werden- 

Ich warne allerdings &' 
vor, dass im Rahmen diese 

Initiative die verkaufsfre'e 

Sonn- und Feiertage ge°P 

fert werden. , 
Die richtigen Schluss^ 

gerungen lauten deshalb- 
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* Mündige Bürger und Ein- 

zelhändler brauchen kei- 
ne Bevormundung des 
Staates mehr. 

* Die Ladenöffnungszeiten 
von Montag bis Samstag 
sind freizugeben. 

* Der Schutz von Sonn- und 
Feiertagen in seiner bis- 
herigen Form ist durch ei- 

ne bundeseinheitliche 
Regelung sicherzustellen. 
Hartmut Schauerte   ist 

der mittelstandspolitische 
Weher der CDU/CSU- 
Bündestagsfraktion. 

Keine drastischen 
Einschnitte in der 

Spitzensport- 
förderung 

Klärung zur Spitzensport- 
0rderung durch die Bun- 

«eswehr: 
^un ist die Katze aus dem 

ack: Entgegen aller Beteue- 
ren rot-grüner Minister 

nd Staatssekretäre vor dem 
p0rtausschuss  des   Deut- 
en Bundestages wird die 

Undeswehr   die   Sportler- 

in ab 2006 um 12% kür- 

s
en-  Statt   744   Leistungs- 

Portier sollen nur noch 653 
fördert und die Zahl der 

p°rtfördergruppen von 25 
° reduziert werden. 

,  SPitzensportförderung 
rch die  Bundeswehr ist 

fol    beeindrucl<endes    Er- 
§smodell. immer lag die 

Anzahl der gewonnenen 
Medaillen weit über dem 
Mannschaftsanteil. So ge- 
wannen in Athen Soldatin- 
nen und Soldaten der Bun- 
deswehr 50 % aller Medail- 

len bei einem Mannschafts- 
anteil von 35 %. In Salt Lake 
City war das Ergebnis noch 

eindruckvoller: 71 %derMe- 
daillen bei 44% Mann- 
schaftsanteil. Mit relativ ge- 
ringem Aufwand hat die 

Bundesweh reinen entschei- 
denden Anteil an der 
internationalen Spitzenstel- 
lung des deutschen Sports. 

Das duale System der 
sportlichen und beruflichen 
Karriere bei der Bundeswehr 
hat sich bewährt. Die Kür- 

zungen bedeuten,vielenjun- 
gen Talenten die Chance zu 
verweigern, sportliche Spit- 
zenleistung und berufliche 
Karriere in Einklang bringen 
zu können. 

Rot-Grün genehmigt Schi- 
ly für 22 Mio. € eine feudale 

Abendveranstaltungzur Fuß- 

ball-Weltmeisterschaft 2006 
in Berlin, verweigert aber bei 
den Haushaltsberatungen 
die erforderliche Unterstüt- 
zung für den Spitzensport. 
Dabei sollte Rot-Grün wis- 
sen: Mit 22 Mio. € könnten 
über 700 Spitzensportler ein 
Jahr lang durch die Bundes- 

wehr gefördert oder die Spit- 
zensportförderung könnte 
rd. 10 Jahre auf jetzigem Ni- 
veau fortgeführt werden. 

Für die CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion haben die 

Spitzensportler Vorrang. Für 
die „Schily-Fete" 22 Mio. € 
auszugeben ist ein Skandal. 

Klaus   Riegert   ist   der 
sportpolitische Sprecherder 

CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion. 

Ulla Schmidts falsche 
Zähne 

Stellungnahme anlässlich 
der Anhörung des Bundes- 

tags-Gesundheitsaus- 
schusses zur Zahnersatz- 
versicherung: 

Ulla Schmidts falsches 
Spiel mit dem Zahnersatz ist 
entlarvt. Nach der heutigen 
Anhörung ist klar: Der rot- 
grüne Sonderbeitrag bela- 
stet schon Geringverdiener 
weitaus stärker als der im 
vergangenen Jahr verein- 

barte Pauschalbeitrag für 
Zahnersatz. Die Bundesge- 
sundheitsministerin hat ei- 
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nen unbürokratischen Bei- 
tragseinzug bewusst verhin- 
dert. Die Menschen sollen 
mit falschen Zahlen und un- 
richtigen Behauptungen ge- 
täuscht werden. 

Wie heute unmissver- 
ständlich klar wurde, war 
bereits vor einem Jahr be- 
kannt, dass sich ein Pau- 
schalbeitrag für den Zahn- 

ersatz weniger als 7 Euro 
monatlich einschließlich 
Verwaltungskosten beläuft. 
Daran hat sich bis heute 
nichts geändert. Deshalb 
gehen SPD und Grüne wis- 
sentlich an der Wahrheit 
vorbei, wenn sie von einer 
angeblichen Kostenexplo- 

sion reden. 
Klargestellt wurde auch: 

Wenn die Bundesregierung 

noch vor der Sommerpause 
das Gesetz geändert hätte, 
wäre ein unbürokratischer 
Beitragseinzug für Rentner 
und Arbeitslose möglich ge- 
wesen. Den Versicherten 
wären zusätzliche Kosten 
von 60 Cent für den Einzel- 
einzug der Beiträge erspart 

geblieben. 
Darauf haben CDU/CSU 

und die Krankenkassen be- 

reits im Mai hingewiesen. 
Ulla Schmidts Antwort da- 

mals: Es gibt keinen Hand- 

lungsbedarf. 
Durch ihr anhaltendes 

Nichtstun trägt die Gesund- 
heitsministerin die Verant- 
wortung   dafür,   dass   die 

Andreas Storm 

Neuregelungzum 
Zahnersatz nun 
nicht mehr pünkt- 

lich umgesetzt 
werden kann. 

SPD und Grü- 
ne versuchen, ihr 
eigenes Versagen 

der Union in die 
Schuhe zu schie- 
ben. Die dabei vorgebrach- 

ten Argumente wurden 
heute eindrucksvoll wider- 
legt. Kein Experte konntedie 
rot-grüne Behauptung, die 

Pauschalprämie führe zu 
enormen Verwaltungsko- 
sten,  mit  Zahlen   belegen. 

Auch die Behauptung, 

insbesondere Rentner wür- 
den durch den rot-grünen 
Sonderbeitrag geringer be- 
lastet als durch eine Pau- 
schalprämie, konnte ins 

Reich der Legenden verwie- 
sen werden. Tatsache ist: 

Nach dem Willen der Bun- 
desregierung müssen die 
Rentner am 1. Juli 2005 eine 
Rentenkürzung um 0,8 % 
hinnehmen. Ein Durch- 
schnittsrentner verliert da- 
mit fast 10 Euro im Monat. 

Bereits niedrige Einkom- 
men werden von Rot-Grün 
weitaus stärker belastet als 
bei einer Zahnersatzprämie 

von knapp 7 Euro. Für einen 
durchschnittlich verdienen- 
den Arbeitnehmer beläuft 

sich die Mehrbelastung so- 
gar auf 15 Euro monatlich. 
Die Menschen sollen mehr 

Annette Widmann-Mauz 

zahlen, zugleich wird ihnen 

von SPD und Grünen die 
Wahlfreiheit über ihren Ver- 
sicherungsschutz genonr 

men. 
Besonders fatal ist, dass 

die hohe Belastung durch 
den Sonderbeitrag einseitig 
mehr freiwillig Versicherte 
mit hohem Einkommen in 

die Privatversicherung tre' 
ben wird. Die Attraktivität 

der GKV nimmt weiter Scha- 

den mit der Folge, dass die 
gesetzlich Versicherten 

künftig wieder höhere Bei- 

träge zahlen müssen. Aue 
deshalb ist der Gesetzent- 
wurf von Ulla Schmidtfürdie 

Union keine akzeptable L° 

sung. 
Andreas Storm ist oe 

Vorsitzende    der    ArbeitS' 

gruppe Gesundheit und 5 

ziale Sicherung der CD^/ 
CSU-BundestagsfraktiC1- 

Annette    Widmann-Ma^ 
istdiegesundheitspolitisc 

Sprecherin. 

www.cducsu.de 
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